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Vorgeschichte

Zur Vorgeschichte der hier in den Blick ge-
nommenen Jahre 1918 bis 1921 gehört die 
Zeit nach der Jahrhundertwende bis zum 
Ersten Weltkrieg, also des badischen Groß-
herzogtums und des deutschen Kaiser-
reichs, und damit die der konstitutionellen 
Monarchie. Über die beiden nach Ende des 
Kriegs in den Landtag gewählten Th eologen 
Karl und Mayer ist bereits für diese Vor-
kriegszeit zu berichten. 1905 hatte der da-
mals schon konservativ-nationale Pfarrer 
und Dekan Friedrich Mayer aus St. Geor-
gen im Schwarzwald bei der Landtagswahl 
im Wahlbezirk Karlsruhe-Land für die frei-
konservative Partei kandidiert; freilich war 
er dem sozialdemokratischen Kandidaten 
unterlegen3.

Kirchliches Amt und politisches Mandat
Vier evangelische Theologen als badische Landtagsabgeordnete

zu Beginn der Weimarer Republik

Gerhard Schwinge

Wilhelm Karl war 1898–1906 Pfarrer im 
südbadischen Sulzburg, 1906–1909 Haus-
geistlicher am Diakonissenhaus in Freiburg 
und 1909–1920 Pfarrer in Tauberbischofs-
heim, 1919 auch Mitglied der außerordent-
lichen Generalsynode zur Erarbeitung ei-

Ist nicht die Kirche als Institution, einschließlich ihrer hauptamtlichen »Diener«, also der 
 Pfarrer, zur politischen Zurückhaltung oder zumindest zur Überparteilichkeit verpfl ichtet? 
Diese Frage ist eine eingehende Erörterung wert1. Gleichwohl erschien 1996 ein Aufsatz- und 
Katalogband mit dem Titel: »Protestantismus und Politik«, in dem neun badische Pfarrer (und 
drei weitere Persönlichkeiten der badischen Kirchengeschichte) vorgestellt wurden, von Gott-
lieb Bernhard Fecht (1771–1851), gewählter Abgeordneter und liberaler Oppositioneller in der 
II. Kammer der ersten badischen Ständeversammlung 1819 bis 1823 und 1831 bis 1836, bis zu 
Heinz Kappes (1893–1988), religiös-sozialistischer und sozialdemokratischer Kommunalpo-
litiker in Karlsruhe in der Weimarer Republik. Unter den neun 1996 dargestellten Pfarrern 
befi nden sich ebenfalls zwei der vier hier behandelten Th eologen, nämlich Wilhelm Karl und 
Friedrich Mayer2.

Wappen des Großherzogtums Baden
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ner neuen Kirchenverfassung4. 1908 erregte 
er Aufmerksamkeit durch seine anonym im 
Vorfeld des Landtagswahlkampfs veröff ent-
lichte Flugschrift  »Bekenntnisse eines kirch-
lich-liberalen und bisher nationalliberalen 
Pfarrers« mit dem Titel »Unsere zukünft ige 
Politik«5, deren Autor alsbald bekannt wurde. 
Eigentlich hatte Karl wie die Mehrzahl der 
Pfarrerschaft  erwartet, dass die Nationalli-
beralen eine evangelische Kirchen- und Kul-
turpolitik vertraten, als Gegengewicht zum 
katholischen Zentrum, der stärksten Partei. 
Doch wurden er und andere mit ihm ent-
täuscht, erst recht durch die Politik des soge-
nannten Großblocks aus Nationalliberalen, 
Demokraten und Sozialdemokraten, unter de-
nen die Radikalen (Karl nennt sie »radikale 
Juden und Heiden«) eine weitgehende Tren-
nung von Kirche und Staat befürworteten.

Dagegen wandte sich Karl 
und versuchte, eine Evange-
lische Volkspartei zu grün-
den. Doch er und seine Sepa-
rationsbewegung, der »Kar-
lismus«, scheiterten. 1909 
musste er nicht nur wegen sei-
nes politischen Engagements 
sein Vorsteheramt bei der 
Freiburger Diakonissenanstalt 
aufgeben. Vor allem unterlag 
er bei der Landtagswahl 1909 
als Kandidat der Konservati-
ven im Wahlbezirk Schwet-
zingen, seiner Heimatstadt, 
und zwar ausgerechnet neben 
und gegen einen Pfarrer-Kol-
legen, den bekannten Mann-
heimer Kulturprotestanten 
Paul Klein, der als National-
liberaler allerdings ebenfalls 
vergeblich kandidierte (und 
von dem keine weitere politi-

sche Aktivität zu berichten ist). 1913 unterlag 
Karl erneut als Landtagskandidat, diesmal im 
Wahlkreis Mannheim-Land einem sozialde-
mokratischen Mitbewerber.

Die Ereignisse 1918/1919

Mit dem Ende des Ersten Weltkriegs und der 
Staatsumwälzung vom 9./10. November 1918 
endete die Monarchie. Dies besiegelte die 
 offi  zielle Abdankung des Großherzogs Fried-
rich II. vom 22. November, in der er seinen 
Th ronverzicht erklärte und den Weg für die 
Schaff ung einer neuen Verfassung frei machte.

Kriegsende, Staatsumwälzung und Ende 
der Monarchie bedeuteten zugleich das Ende 
des Staatskirchentums, also das Ende des lan-
desherrllchen Summepiskopats, nach dem der 

Der Großherzog überträgt die Kirchenregierung 
auf den Oberkirchenrat, 20. November 1918.
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Landesherr zugleich der Landesbischof ist. So 
wurde bereits am 20. November durch ein 
vom Großherzog erlassenes Provisorisches 
kirchliches Gesetz die Kirchenregierung vom 
Landesherrn auf den Oberkirchenrat als Be-
hörde und den Generalsynodalausschuss als 
Repräsentant des gewählten Kirchenparla-
ments übertragen.

Am 5. Januar 1919 fand die Wahl zu einer 
badischen Nationalversammlung statt6, deren 
Aufgabe es war, eine neue Staatsverfassung zu 
beschließen; bereits am 15. Januar trat sie zu-
sammen. Die neue Verfassung wurde am 21. 
März angenommen und trat Anfang April 
in Kraft : Baden war somit eine Republik ge-
worden. Die bisherige Ständeversammlung 
der zwei Kammern, in deren I. Kammer der 
jeweilige Prälat der evangelischen Landeskir-
che Sitz und Stimme hatte, gab es nicht mehr.

Der neue Landtag trat am 20. April zum 
ersten Mal zusammen. Die in ihm vertretenen 

Parteien waren nach der Zahl ihrer Abgeord-
neten: das katholische Zentrum (39), die So-
zialdemokraten (SPD, 36), die liberale Deut-
sche Demokratische Partei (DDP, 25) und die 
konservative evangelische Deutsch-Nationale 
Volkspartei (DNVP, 7). Erstmals schloss das 
allgemeine, gleiche und geheime Wahlrecht 
das aktive und passive Frauenwahlrecht ein. 
Von den gewählten 107 Abgeordneten waren 
neun Frauen (Zentrum 4, Sozialdemokratie 
4, DDP 1). Sieben der Abgeordneten waren 
Geistliche: drei Priester im Zentrum und je 
zwei evangelische Th eologen in der DDP und 
in der DNVP.

Die Situation der evangelischen 
Kirche 1918/1919/1920

1918 bestand die Kirchenregierung neben 
dem noch regierenden Landesherrn als Lan-
desbischof aus dem Oberkirchenrat und dem 
Generalsynodalausschuss als Erweitertem 
Oberkirchenrat sowie der Generalsynode. 
Es seien zwei Namen genannt, deren Träger 
auch später eine Rolle spielten: Präsident des 
Oberkirchenrats war – wie seit Jahrzehnten – 
ein Jurist, Dr. Eduard Uibel; einer der sechs 
»weltlichen und geistlichen« Oberkirchenräte 
wurde 1907 der vorherige St. Georgener und 
Dekan Pfarrer Th eodor Friedrich Mayer.

Eine neugewählte Generalsynode trat – re-
lativ spät – zwischen Oktober und Dezem-
ber 1919 in mehreren Sitzungen als außeror-
dentliche Generalsynode zusammen, um eine 
neue Kirchenverfassung zu erarbeiten. Diese 
wurde am 12. Dezember angenommen und 
als Beilage zu Nummer 17 vom 31.12.1919 
des Gesetzes- und Verordnungsblatts für die 
Vereinigte Evangelisch-protestantische Kirche 
 Badens durch den Präsidenten des Oberkir-
chenrats veröff entlicht.

Wappen der Republik Baden
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Durch die neue Verfassung, 
die am 4. April 1920 in Kraft  
trat, gab es keine völlige Um-
gestaltung der bisherigen Kir-
chenleitung; man vermied vor 
allem die Einführung eines 
Bischofsamtes anstelle des 
bisherigen landesherrlichen 
Summepiskopats. In demo-
kratisch-parlamentarischer 
Ausrichtung (einschließlich 
Frauenwahlrecht) wurde die 
Landessynode (anstelle der 
bisherigen Generalsynode) 
oberstes Organ der Landes-
kirche. Die Kirchenregierung 
bestand nunmehr aus dem 
Kirchenpräsidenten (mit er-
weiterten Befugnissen), dem 
Oberkirchenrat als Behörde, 
dem erweiterten Oberkirchen-
rat mit Mitgliedern der Lan-
dessynode und dem Prälaten.

Die erste Wahl zur Landes-
synode fand am 7. November 
1920 statt, die erste Tagung erst 
im Juni 1921. Geprägt wurde die Landessyn-
ode vor allem durch drei Kirchenparteien: die 
konservative Kirchlich-positive Vereinigung 
(KPV, mit 52,9%), die Kirchlich-liberale Ver-
einigung (KLV, mit 30,4%) und als eine Mittel-
partei die Landeskirchliche Vereinigung (LKV, 
mit 7,7%). Die jahrzehntelange Vorherrschaft  
des Liberalismus in der badischen Landes-
kirche ging damit zu Ende. Dem Erweiter-
ten Oberkirchenrat gehörten nun, neben dem 
Prälaten, sechs Mitglieder Landessynode an, 
und zwar die Vorsitzenden und je ein weiterer 
Vertreter der drei Kirchenparteien.

Exkurs: Das Verhältnis der Kirche zur Sozial-
demokratie7

Aus der Wahl zur badischen Nationalver-
sammlung am 5. Januar 1919 waren die So-
zialdemokraten als zweitstärkste Partei, fast 
gleich stark wie das Zentrum, hervorgegangen. 
Das veranlasste den Pfarrer Friedrich Bossert 
(1885–1963) aus Schönau bei Heidelberg, im 
September in den Badischen Pfarrvereinsblät-
tern8 ein neues Verhältnis der Kirche zur Sozi-
aldemokratie zu fordern. Viele Gemeindeglie-
der seien nun Sozialdemokraten, weshalb die 
»vorsintfl utliche Sozialistenbekämpfung« ein 
Ende haben müsse. Die Kirche habe unpartei-
lich zu sein. Der Beitrag löste eine sich bis zum 
Dezember hinziehende Debatte aus.

Wilhelm Karl antwortete Bossert, erst 
müsse die Sozialdemokratie ihre alte Kirchen-

Bekanntmachung über eine neue Kirchenverfassung, 
24. Dezember 1919
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feindschaft  aufgeben. Bossert wiederum: Mit 
der Revolution von 1918 habe sich alles verän-
dert; die größte Gefahr drohe jetzt von Rom; 
Pfarrer müssten Sozialdemokraten sein dür-
fen. Für Karl hingegen stand der Feind nach 
wie vor links, während das Zentrum ein wich-
tiger Verbündeter sei.

Ein Oberkirchenrat und drei 
Pfarrer als Landtagsabgeordnete 

1919–1921

Während durch die Umwälzung von 1918/1919 
die Institution Kirche konstitutionell vom 
Staat getrennt wurde, suchten vier badi-
sche Th eologen zugleich die Verbindung zur 
Politik, indem sie sich in den Landtag wählen 
ließen. Drei von ihnen nahmen dabei lange 
Anfahrtswege aus ihren Pfarreien an äußers-
ten Rändern der Landeskirche zu den – meist 
mehrtägig und in der Wochenmitte ange-
setzten – Landtagssitzungen in Karlsruhe in 
Kauf. Je zwei von ihnen schlossen sich dabei 
der konservativen DNVP und der liberalen 
DDP an.

Die zwei konservativen 
DNVP-Abgeordneten

Theodor Friedrich Mayer (1864–1936)

war von 1907 bis 1924 Oberkirchenrat und 
von 1919 bis 1929 als Parteigründer der DNVP 
deren Abgeordneter für den Wahlkreis III 
Karlsruhe, zunächst in der badischen Nati-
onalversammlung, folgend im Landtag, zu-
gleich Fraktionsvorsitzender und auch Lan-
desparteivorsitzender, nach 1921 außerdem 
Vorsitzender des Geschäftsordnungsaus-
schusses des Landtags. Dass seine konserva-

tiv-nationalen Bestrebungen bis ins Jahr 1905 
zurückreichen, wurde oben bereits gesagt9. 
In der Person Mayers fi elen in einzigartiger 
Weise ein bis 1924 kirchenleitendes Amt und 
ein politisches, sogar herausgehobenes Man-
dat zusammen. Den Oberkirchenratspräsi-
denten Uibel musste er deshalb mit einem 
devoten Schreiben vom 10. Januar bitten, ihn 
»von der Einhaltung der Dienststunden und 
der Teilnahme an den Sitzungen des Kollegi-
ums soweit Voll- und Ausschußsitzungen der 
Nationalversammlung in Betracht kommen 
für die Dauer dieser entbinden zu wollen«10.

Nur wenige Schritte musste Mayer von sei-
nem Dienstsitz in der Karlsruher Blumen-
straße bis zum Parlament im Ständehaus zu-
rücklegen. Als Mitglied des Oberkirchenrats 
durft e Mayer sich zu politischen Fragen nicht 

Abgeordneter Oberkirchenrat Friedrich Mayer.
Quelle: Gehrig/Rößler 1919, S. 110

(Scan: G. Schwinge)
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öff entlich äußern, auch nicht in der Gene-
ral- bzw. ab 1920 in der Landessynode. Als 
Landtagsabgeordneter dagegen zeichneten 
ihn zahlreiche, bisweilen weitschweifi ge Re-
debeiträge aus, zu ganz alltäglichen Th emen, 
wie zum Beispiel die Kartoff elversorgung 
der Städte in der beginnenden Infl ationszeit, 
aber eben auch zu grundsätzlichen Th emen. 
Nicht ohne Grund wurde er zum Fraktions-
vorsitzenden der DNVP und später (ab 1925) 
zum Fraktionsvorsitzenden der Koalition der 
»Bürgerlichen Vereinigung« (aus DDP, DVP 
und DNVP) gewählt, über seine Abgeordne-
tenzeit hinaus zudem zum Parteivorsitzenden, 
nämlich bis 1933 die Partei aufgelöst wurde.

Bereits in der 1. Sitzung der Nationalver-
sammlung am 15. Januar 1919, wenige Wo-
chen nach Kriegsende und Staatsumwälzung, 
gab Mayer für die DNVP eine programmati-
sche Erklärung ab, gerichtet an die »Verehrte 
Versammlung, Frauen und Männer!«11. Die 
Geschichte werde einmal über das deutsche 
Volk ein Ehrenblatt schreiben, nämlich im 

Blick auf »den vierjährigen, trotz allem erfolg-
reichen Verteidigungskampf gegen eine Welt 
von Feinden, ein Kampf, unvergleichlich an 
Heldenmut und Feldherrnkunst«. Dem ver-
gangenen deutschen und badischen Staatswe-
sen gebühre Anerkennung. Auch jetzt gehe es 
um die Wahrung der Einheit und Würde des 
Deutschen Reichs.

Vier Monate später waren die Friedensbe-
dingungen der Siegermächte Gegenstand ei-
ner Stellungnahme Mayers in der Landtags-
sitzung am 16. Mai12. »Unerhört, unerträglich 
und unannehmbar sind die Friedensbedin-
gungen, die uns auferlegt werden. […] Das ist 
in der Tat die Folter, auf die man uns in alle 
Ewigkeit spannen will. […] Verzweifelt ist die 
Lage. Was sollen wir tun? […] gerade jetzt ru-
fen wir: Deutschland, Deutschland, über al-
les! […] Wir verwahren uns auch gegen die 
Verunglimpfung unserer Vergangenheit.« 
Wiederholt wird von Mayer an die nationale, 
die völkische Ehre appelliert. Bismarcks Wort 
»Wie Deutschen fürchten Gott und sonst nie-
mand [sic, statt: nichts] in der Welt« (1888) 
wird zitiert. Ebenso das Pauluswort: Als die 
Sterbenden, und siehe wir leben … (2. Kor. 6, 
9 f.); dabei wird die dort auch folgende Phase 
»als die Traurigen, aber allezeit fröhlich« 
selbstverständlich fortgelassen.

Auf der außerordentlichen Generalsynode, 
die zwischen Oktober und Dezember 1919 
tagte, wurden am 8. bzw. am 12. Dezember 
zwei Eingaben des Volkskirchenbunds evan-
gelischer Sozialisten behandelt oder eben 
nicht behandelt. Während sich die zweite 
Eingabe erfolglos für die Streichung eines Er-
lasses des Oberkirchenrats vom 27. Novem-
ber einsetzte, nach dem in das Kirchengebet 
im Gottesdienst weiterhin ein Dank an die 
Monarchen aufgenommen werden könne, be-
antragte die erste Eingabe, die Synode möge 
eine Stellungnahme gegen den Antisemitis-

Plan: Staat und Kirche in Karlsruhe 
(Entwurf: G. Schwinge)
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mus abgeben. Auf Anraten von Präsident 
 Uibel wurde dieser Antrag mehrheitlich ab-
gelehnt13. Der Antrag war vermutlich eine 
Reaktion auf einen gerade erschienenen Bei-
trag im Korrespondenzblatt für die kirchlich-
positive Vereinigung14, vor allem aber weil es 
in diesem hieß, dass ein nicht mit Namen 
genanntes »Mitglied der obersten Kirchen-
behörde in seiner politischen Tätigkeit im 
Vordergrund der antisemitischen Agitation 
steht«. In der Süddeutschen Zeitung vom 13. 
Dezember wurde dann die Anonymität des 
Beschuldigten aufgehoben, gemeint war: 
Mayer (der als ein Anhänger Stoeckers be-
kannt war). Es gibt allerdings kaum direkte 
Belege für Mayers Antisemitismus. Immer-
hin hatte er Anfang des Jahres, am 12. Ja-
nuar 1919, auf einer Wahlveranstaltung zur 
Wahl für die Deutsche Nationalversammlung 
im weit von Karlsruhe entfernten St. Geor-
gen, seiner ehemaligen Gemeinde, gesagt, die 
DNVP sei die einzige Partei, »die den Finger 
legte auf schädliche Auswüchse des Juden-
tums«15. Die DNVP nahm keine Juden als 
Mitglieder auf.

1921 wurde Mayer als Landtagsabgeord-
neter wiedergewählt; dasselbe geschah 1925. 
Erst 1929 wurde er wegen der Wahlerfolge der 
NSDAP nicht mehr gewählt. Mit fast 70 Jah-
ren zog er sich nach der Aufl ösung der DNVP 
1933 aus der Politik zurück. Inzwischen hat-
ten sich die kirchenpolitischen Verhältnisse 
innerhalb der Landeskirche allerdings grund-
legend geändert: Seit 1926 (und bis 1933) gab 
es die Religiösen Sozialisten (RS) auf der lin-
ken Seite des Parteienspektrums, seit 1932 
auf der extremen rechten Seite die Deutschen 
Christen (DC) als Parteigänger der National-
sozialisten (NSDAP); von 1934 an trat diesen 
die Badische Bekenntnisgemeinschaft  (BK, 
andernorts als Bekennende Kirche bezeich-
net) entgegen.

Wilhelm Karl (1864–1938)16, 17

seit 1909 Pfarrer in Tauberbischofsheim, seit 
1920 in Bötzingen am Kaiserstuhl, war bereits 
seit zehn Jahren politisch engagiert gewesen, 
als er 1919 im weit entfernten Wahlkreis IV 
(Mannheim) für die neu gegründete, evange-
lisch-nationale DNVP (Untertitel: Christliche 
Volkspartei) in die Nationalversammlung und 
damit anschließend in den Landtag gewählt 
wurde. Er kämpft e gegen eine weitergehende 
Trennung des Staats von der Kirche, interes-
senverwandt mit den katholischen Konser-
vativen im Zentrum und in Auseinanderset-
zung mit den Linken, den Sozialdemokraten.

Abgeordneter Pfarrer Wilhelm Karl.
Quelle: Gehrig/Rößler 1919, S. 135

(Scan: G. Schwinge)
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Nach den badischen Landtagsprotokollen 
der Jahre 1919–192018 beteiligte sich Karl mit 
zahlreichen Redebeiträgen zu den verschie-
densten Th emen: nicht nur zu solchen wie 
beispielsweise die Kartoff elversorgung und 
Hochwasserschädigungen in 1919, sondern 
auch: zur Badischen Verfassung (1919, dazu 
ebenso Karls Fraktionsvorsitzender Mayer 
und der liberale Kollege Holdermann), zur 
Änderung des Orts- und des Landeskirchen-
steuer-Gesetzes von 1906 (1920, dazu ebenso 
Holdermann), zur Rückgabe oder Entschädi-
gung der Kirchengemeinden für die im Krieg 
zwangsweise abgelieferten Glocken (1920, 
dazu ebenso Holdermann).

Die zwei liberalen 
DDP-Abgeordneten

Friedrich Holdermann (1866–1959)19 

seit 1900 und bis zu seinem Ruhestand 1933, 
also über drei Jahrzehnte lang, Pfarrer in Röt-
teln, dort seit 1906 zugleich Dekan des Kir-
chenbezirks Lörrach, während der ganzen 
Zeit Mitglied der General- bzw. der Landes-
synode, hatte als Linksliberaler bereits 1907 
für eine gewisse Trennung von Staat und Kir-
che plädiert, weil er im Summepiskopat die 
Gefahr einer Instrumentalisierung der Kirche 
sah20. 1919 wurde er im Wahlkreis II (Frei-
burg) für die DDP in die Nationalversamm-
lung und damit anschließend in den Landtag 
gewählt. In den knapp drei Jahren lieferte er 
zahlreiche Debattenbeiträge, teils im Namen 
seiner Fraktion, der drittgrößten nach dem 
Zentrum und den Sozialdemokraten.

Nach den badischen Landtagsprotokollen 
der Jahre 1919–1920 waren es, zum Teil wie 
bei Wilhelm Karl (siehe dort), Beiträge zu den 
verschiedensten Th emen: Verfassungsfragen, 

Finanzangelegenheiten, Wirtschaft s- und 
 Ernährungsthemen, Verkehrsangelegenhei-
ten. Zu einem erwünschten Totengedenktag 
sagte Holdermann, zugleich namens seiner 
(Partei-) vGenossen«, in der Sitzung vom 31. 
Juli 1919: »Fast zwei Millionen Deutsche sind 
im Kriege für das Vaterland gestorben. In al-
lem Unglück des verlorenen Krieges und sei-
ner schweren Folgen muß ihr Andenken un-
vergessen bleiben, unvergessen auch, daß ihr 
heiliges Opfer vor allem den Boden des Va-
terlandes vor der Verwüstung durch die un-
geheure Übermacht der Feinde bewahrt hat. 
Dazu scheint ein alljährlich wiederkehrender, 
ohne Unterschied der Konfession zu bege-
hender allgemeiner deutscher Totengedenk-
tag besonders geeignet.«

Abgeordneter Pfarrer Friedrich Holdermann.
Quelle: Gehrig/Rößler 1919, S. 77

(Scan: G. Schwinge)
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Georg Fehn (1880–1950)21

war nach anderen vorausgehenden Stationen 
seit 1916 Pfarrer in Unterschüpf bei Boxberg, 
also im Nordosten der Landeskirche, von 
1925 an dann in Mannheim und seit 1934 in 
Karlsruhe. 1919 wurde Fehn im Wahlkreis IV 
(Mannheim mit Heidelberg und Mosbach) in 
den Landtag gewählt. Dort wurden bis 1921 
von ihm 24 Redenbeiträge protokolliert, die 
keine allgemeinen oder kirchlichen Th emen 
ansprachen, sondern eher wirtschaft liche, zu-
mal angesichts der zunehmenden Infl ation; 
auch der Ausbau des Eisenbahnnetzes war 
wiederholt Gegenstand.

Karl, Holdermann und Fehn kandidierten 
schon 1921 nicht wieder für den Landtag.

Gleichzeitigkeit von kirchlichem 
Amt und politischem Mandat?

Vorläufer im 19. Jahrhundert

Beispiele von kirchlicher Amtstätigkeit und 
gleichzeitiger politischer Parlamentsarbeit 
gab es in Baden, seit es eine Ständeversamm-
lung mit der in Karlsruhe tagenden Zweiten 
Kammer gab, also seit der Badischen Verfas-
sung von 181822. Bereits bei der ersten Wahl 
1819 wurde der Pfarrer und Dekan Gottlieb 
Bernhard Fecht in Kork in die Kammer ge-
wählt und machte sich in der bald folgenden 
restaurativen Phase sowie im Vormärz einen 
Namen als liberaler Oppositioneller23. In den 
Jahren der Revolution wirkte Pfarrer Karl 
Zittel (bis 1848 in Bahlingen am Kaiserstuhl, 
dann Pfarrer und später Dekan in Heidel-
berg) als liberaler Politiker und Kritiker der 
konstitutionellen Monarchie nicht nur in der 
badischen Ständekammer seit 1842, sondern 
auch 1848 im Frankfurter Paulskirchen-Par-
lament als Abgeordneter der Nationalver-
sammlung24. Ebenfalls engagierte sich poli-
tisch während der Revolution und schon in 
den Jahren davor der Heddesheimer Pfarrer 
Georg Friedrich Schlatter25: 1844 »wegen Ein-
mischung in weltliche Angelegenheiten« von 
der Kirchenleitung nach Mühlbach bei Ep-
pingen strafversetzt, 1848 während der »kon-
stitutionellen Revolution« in die II. Kammer 
gewählt (ungültig), 1849 während der »radi-
kaldemokratischen Revolution« in die ver-
fassunggebende Versammlung gewählt und 
deren Alterspräsident bei der Eröff nung der 
ersten Sitzung, bald darauf Verurteilung zu 
10 Jahren Zuchthaus wegen Beteiligung an der 
Mai-Revolution.

Waren die drei Genannten liberale Kri-
tiker des herrschenden Regimes gewesen, 
wendete sich das politische Engagement von 

Abgeordneter Pfarrer Georg Fehn.
Quelle: Gehrig/Rößler 1919, S. 136

(Scan: G. Schwinge)
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Pfarrern während der liberalen Neuen Ära 
seit 1860, um im Kulturkampf den Konser-
vativismus gegen die liberale Übermacht zu 
stärken. Die bedeutendste Persönlichkeit 
dieser Bewegung in der zweiten Hälft e des 
19. Jahrhunderts war Karl August Mühl-
häußer26: 1864 Pfarrer in Wilferdingen 
(zwischen Durlach und Pforzheim) als zu-
rückgetretener Oberkirchenrat, 1867 mit 
54,4 % der Stimmen für die neue evangeli-
sche Konservative Partei in die II. Kammer 
gewählt, 1871 und 1875 erneute, nun vergebli-
che Kandidaturen, 1879 aber mit einem Stim-
menanteil von erneut 57,8 % wiedergewähl-
ter Abgeordneter des Landtags (bis zu seinem 
Tod 1881).

Sind »politische Pastoren 
ein Unding«?27

Die Frage nach der Vereinbarkeit von kirch-
licher Amtsführung und politisch-parlamen-
tarischer Tätigkeit war, weniger oder mehr 
artikuliert, von Anfang an umstritten. Viel-
fach war das Pfarrerideal einer politischen 
Parteilosigkeit vorherrschend (was nicht eine 
persönliche Neutralität in politischen Fra-
gen heißen musste). Besonders in den 1890er 
Jahren gab es über diese Frage eine strittige 
Debatte, welche vor allem in den Badischen 
Pfarrvereins-Blättern ihren Niederschlag 
fand. Sie lebte wieder auf, nachdem Wilhelm 
Karl 1908 seinen Aufruf »Unsere zukünf-
tige Politik« veröff entlicht hatte (siehe oben), 
der mehrere Stellungnahmen hervorrief. Im 
Korrespondenzblatt der Landeskirchlichen 
Vereinigung, einer Art kirchlicher Mittel-
partei zwischen Konservativen und Libera-
len, wurde in einem unpolemischen Beitrag 
»Die badischen Pfarrer und die Politik« da-
für plädiert, dass sich Pfarrer um ihrer Ge-

meinde willen aus der Politik heraushalten28: 
Der Verfasser bedauerte, dass neuerdings 
eine Anzahl Pfarrer für den Landtag kandi-
dierten und dadurch in den Vordergrund des 
politischen Kampfes gerückt seien. Die Rück-
sicht auf ihr Amt und auf ihr Vertrauensver-
hältnis in der Gemeinde sollten sie von solch 
einem Schritt abhalten. »Ein Pfarrer, der sich 
zur politischen Tätigkeit berufen fühlt, soll 
sein Pfarramt aufgeben29; will er aber Pfarrer 
bleiben, so soll er seinen politischen Betäti-
gungstrieb in denjenigen Schranken halten, 
die ihm ein ungetrübtes Verhältnis zu seiner 
Gemeinde sichern.«

Zwischenbemerkung: 
Gemeint ist parlamentarische Tätigkeit, nicht 
die politische Begeisterung.

Im Rahmen dieser Darstellung geht es um 
parlamentarische Tätigkeit von Pfarrern, 
nicht um die allgemein verbreitete nationa-
listische Stimmung. Die Jahre nach 1900, 
teilweise schon seit der Entstehung des Kai-
serreichs als eines deutschen Nationalstaats 
1870/71, und bis zum Ende der Monarchie 
1918 waren weitgehend bestimmt von einer 
solchen nationalen Begeisterung vieler Deut-
scher, auch von Pfarrern30. Die letzte Land-
tagswahl in dieser Zeit fand 1913 statt. 1917 
während des Weltkriegs, nach vier Jahren ei-
gentlich vorgesehen, gab es keine Wahl. Viel-
mehr bedeutete der Erste Weltkrieg von 1914 
bis 1918 eine Zäsur, wenn auch zunächst keine 
Veränderung in der parlamentarischen Situa-
tion. Erst mit dem Ende des Kriegs und mit 
der November-Revolution, im Grunde erst 
mit Beginn des Jahres 1919 änderte sich das. 
Als Erstes fand am 5. Januar 1919 die Wahl zu 
einer badischen Nationalversammlung statt, 
die durch eine neue Verfassung den neuen 
 badischen Landtag konstituierte. (Vgl. oben)
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Wie rechtfertigt sich, 
dass Geistliche 1919 für den 

Landtag kandierten?31

Am eingehendsten äußerte sich zu dieser 
Frage der Oberkirchenrat und gerade am 
5. Januar 1919 für die von ihm mitgegrün-
dete Deutsch-nationale Volkspartei (DNVP) 
gewählte Landtagsabgeordnete Mayer (vgl. 
oben). Auf einer Wahlversammlung der 
DNVP eine Woche später, am 12. Januar, 
in St. Georgen, seiner ehemaligen Pfarrge-
meinde bis 1907, sprach Mayer zur Wahl der 
Deutschen Nationalversammlung am 19. 
Januar (für die er selbst nicht kandidierte) 
eineinhalb Stunden lang vor einer großen 
Zahl von Zuhörern, worüber die örtliche 
Presse ausführlich  berichtete32: Angeblich 
betonte er, dass er nur ungern in die Politik 
gegangen sei; er habe sich von allem enthal-
ten und nur seinem Berufe und seiner Wis-
senschaft  leben wollen, aber auf Verlangen 
seiner Freunde habe er sich schließlich doch 
der Politik zugewendet. Die politische Tä-
tigkeit aber übe er als Privatmann aus. Ziel 
sei, das Schlimmste von unserem Vater-
lande abzuwenden, nämlich eine Sitzmehr-
heit der Sozialdemokraten. Er betonte, dass 
die Deutsch-nationale Volkspartei die ein-
zige gewesen sei, die es ausgesprochen habe, 
dass mit der Monarchie etwas Wertvolles 
verloren gegangen sei. Ferner sei sie die ein-
zige Partei gewesen, die den Finger legte auf 
schädliche Auswüchse des Judentums. Um 
Sozialisierung, Proletarisierung und Inter-
nationalisierung zu verhindern, legte Mayer 
den Wählerinnen und Wählern nahe, unter 
der Fahne Schwarz-Weiß-Rot ihren Wahl-
zettel für die Deutsch-nationale Volkspartei 
abzugeben.

Im Zusammenhang mit der Debatte über 
»Kirche und Sozialdemokratie« mit Friedrich 

Bossert (siehe oben) begründete Pfarrer Karl 
ein Dreivierteljahr später das politische Han-
deln der Geistlichen angesichts des Chaos der 
Revolution staatsbürgerlich: »Der Pfarrer ist 
ein Staatsbürger mit politischer Freiheit so gut 
wie jeder andere Mann.«33 Dabei unterschei-
det er deutlich zwischen dem Individuum 
Pfarrer. der Politik als seine Privatsache be-
treibe, und der Kirche als Institution, die zur 
Neutralität verpfl ichtet sei, trotz der – worauf 
immer wieder hingewiesen wird – angebli-
chen Kirchenfeindschaft  der Sozialdemo-
kratie, der zweitstärksten Fraktion im Land-
tag, und besonders deren Ableger USDP, der 
»Unabhängigen, Spartakisten, Kommunisten, 
Bolschewisten« mit ihrem »antichristlichen, 
hauptsächlich jüdisch geleiteten fanatischen 
Atheismus«34.

Soweit erkennbar, äußerten sich die Pfarrer 
und Landtagsabgeordneten Holdermann und 
Fehn nicht zu ihrer Motivation, politisch aktiv 
zu werden. War es für die Rechten Mayer und 
Karl in erster Linie die Bekämpfung der Sozi-
aldemokratie und deren politischen Einfl us-
ses, und auch die befürchtete Gefahr, die mit 
dem Judentum gegeben sei, so war es vermut-
lich bei Holdermann und Fehn vorwiegend 
die wirtschaft liche Notlage der beginnenden 
Infl ation, auch in ihren Gemeinden, welche 
sie motivierte.

Dass Mayer 1921 und 1925 erneut, und 
zwar erfolgreich für die DNVP für den 
Landtag kandidierte, die anderen drei Ge-
nannten aber schon 1921 nicht mehr kan-
didierten, mag einerseits an den sich än-
dernden politischen Kräft everhältnissen ge-
legen haben, bei Mayer vielleicht aber auch 
an seiner Geltungssucht, am Sendungsbe-
wusstsein Mayers angesichts neuer Gegen-
kräft e: von Links in der Person des Pfarrers 
und religiösen Sozialisten Erwin Eckert, seit 
1933 KPD-Mitglied, aber auch von Rechts in 

666_Schwinge_Kirchliches Amt.indd   676666_Schwinge_Kirchliches Amt.indd   676 02.12.2019   11:21:4102.12.2019   11:21:41



Badische Heimat 4 / 2019 677Kirchliches Amt und politisches Mandat

der Person Hermann Teutschs, Pfarrer und 
Landtags- und Reichstagsabgeordneter des 
Evangelischen Volksdienstes, von 1931 an 
Nationalsozialist.

Schluss: Haben die politischen 
Pfarrer etwas bewegt?

Diese Frage ist nicht zu beantworten, we-
nigstens nicht ohne einen unverhältnismä-
ßig großen Rechercheaufwand. Immerhin 
haben sie sich für einen – nach ihrem Ur-
teil –  wichtigen Zeck eingesetzt. Ihr angeb-
lich privates politisches Engagement wird in-
nerhalb und außerhalb der Kirche teils auf 
Zustimmung, teils aber auch auf Ablehnung 
gestoßen sein.
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W elt kri e g u n d bis i n di e G e g e n w art di e G es c hi c ht e d er b a dis c h e n Kir c h e 
d ur c h i hr Wir k e n pr ä gt e n: f ür ei n e n bi b el - u n d b e k e n nt nistr e u e n Gl a u b e n, 
f ür ei n kir c hli c h es E n g a g e m e nt z u g u nst e n v o n B e d ürfti g e n u n d B e n a c h -
t eili gt e n, f ür ei n e Gl ei c h b er e c hti g u n g d er T h e ol o gi n i n L a n d es kir c h e u n d 
G e m ei n d e.

L e b e ns bil d er a us d er e v a n g elis c h e n Kir c h e i n B a d e n. B a n d I V:  
Er w e c k u n g / I n n er e Missi o n / Di a k o ni e / T h e ol o gi n n e n. Hrs g. v o n G er h ar d S c h wi n g e. 
S o n d er v er öff e ntli c h u n g e n d es V er ei ns f ür Kir c h e n g es c hi c ht e i n d er E v a n g elis c h e n 
L a n d es kir c h e i n B a d e n, B d. 9. 
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v ers a n d k ost e nfr ei  f ür E n d k u n d e n i n n er h al b d er B u n d esr e p u bli k D e uts c hl a n dv erl a g r e gi o n al k ult ur
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